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BUNDESSOZIALGERICHT

Verkiindet am

Im Namen des Volkes 23. Oktober 2013

Urteil

in dem Rechtsstreit

Az: B5RS 6/12R

L 7 R 91/05 (LSG Mecklenburg-Vorpommern)
S 2 RA 150/04 (SG Stralsund)

Klagerin und Revisionsklagerin,

Prozessbevollmachtigter: ,

gegen

Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch das Bundesverwaltungsamt - Aulenstelle Strausberg,
Protzeler Chaussee 25, 15344 Strausberg,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mindliche Verhandlung vom

23. Oktober 2013 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Berchtold, die Richterin
Dr. GUnniker unddenRichter Karmanski sowie die ehrenamtlichen
Richter Schwill und Ganz

fir Recht erkannt:

Die Revision wird zurlickgewiesen.

Auflergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind nicht zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten im Uberpriifungsverfahren (§ 44 Abs 1 S 1 SGB X iVm § 3 S 2 des Ge-
setzes (lber einen Ausgleich fiir Dienstbeschédigungen im Beitrittsgebiet - DbAG - vom
11.11.1996, BGBI | 1674) darlber, ob die Beklagte bestandskraftige Festsetzungen der Héhe
des Dienstbeschadigungsausgleichs (DbA) zurlicknehmen und der Klagerin als Sonderrechts-
nachfolgerin des am 2.4.2012 verstorbenen Dr.R. B. (Berechtigter) fur die Zeit vom
1.1.2000 bis 30.6.2007 einen DbA in Hohe der sog Grundrente (West) ohne Berlcksichtigung

eines Umrechnungsfaktors fir das Beitrittsgebiet gewahren muss.

Der 1934 geborene Berechtigte gehorte seit 1953 in der DDR den bewaffneten Organen und
spater der Nationalen Volksarmee (NVA) sowie dem Sonderversorgungssystem der NVA seit
dessen Einfiihrung an. Im Januar 1972 erlitt er einen Unfall, der als Dienstbeschadigung aner-
kannt wurde. Zum 15.5.1990 wurde er wegen fortdauernder Dienstunfahigkeit aus dem Dienst
entlassen und erhielt ab dem 16.5.1990 eine Invalidenrente nach dem Sonderversorgungssys-
tem der NVA sowie wegen der Folgen der Dienstbeschadigung ebenfalls nach dem Sonderver-
sorgungssystem der NVA eine Dienstbeschadigungsteilrente (DBTR) nach einem Kérper- bzw
Gesundheitsschaden (KS) von 20 vH. Die Beklagte stellte die Zahlung der DBTR mit dem In-
krafttreten des Anspruchs- und Anwartschaftsiiberflihrungsgesetzes (AAUG) ab 1.8.1991 ein.

Mit Bescheid vom 29.12.1997 gewahrte die Beklagte dem Berechtigten ab 1.1.1997 - nach zu-
nachst erfolgter Bewilligung unter Vorbehalt (Bescheid vom 18.6.1997) - endgliltig einen DbA in
Hoéhe von 117 DM, den sie ab 1.7.1999 auf 127 DM (Bescheid vom 24.11.1999), ab 1.7.2000
auf 128 DM (Bescheid vom 11.8.2000), ab 1.7.2001 auf 131 DM (Bescheid vom 16.10.2001)
und ab 1.7.2002 auf 69 Euro (Bescheide vom 11.9.2002 und 8.8.2003) erhdhte. Dabei legte sie
einen KS von 20 vH zugrunde, setzte ihn einer Minderung der Erwerbsfahigkeit (MdE) um
20 vH iS des BVG gleich, stellte den sich hierfir aus § 2 Abs 1 S 1 und 2 Halbs 2 DbAG iVm
§31 Abs1 BVG ergebenden Geldbetrag fest und vervielfdltigte diesen mit dem

"Umrechnungsfaktor im Beitrittsgebiet", der jeweils ab dem 1.7. eines jeden Jahres galt.

Mit Schreiben vom 21.2.2004 beantragte der Berechtigte, die Festsetzungen der HOhe seines
DbA im Hinblick auf das Urteil des BSG vom 23.9.2003 (B 4 RA 54/02 R - SozR 4-8855 § 2
Nr 1) zuriickzunehmen und ihm fiir Bezugszeiten ab 1.1.2000 einen héheren DbA zu gewahren.
Dies lehnte die Beklagte ab (Bescheid vom 25.2.2004 und Widerspruchsbescheid vom
25.6.2004).

Auf die hiergegen gerichtete Klage hat das SG Stralsund die Beklagte mit Gerichtsbescheid
vom 22.2.2005 unter Aufhebung des Bescheides vom 25.2.2004 in Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom 25.6.2004 und unter Abanderung der Bescheide vom
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24.11.1999, 11.8.2000, 16.10.2001, 11.9.2002 und 8.8.2003 dem Grunde nach verurteilt, dem
Berechtigten "ab dem 01. Januar 2000 einen DbA in Hohe der Grundrente nach § 31 BVG in
Verbindung mit der jeweils geltenden KOV-Anpassungsverordnung (sog Grundrente 'West') zu

zahlen".

Auf die Berufung der Beklagten hat das LSG Mecklenburg-Vorpommern den Gerichtsbescheid
mit Urteil vom 16.8.2006 aufgehoben und die Klage abgewiesen. Zur Begriindung hat es im
Wesentlichen ausgefiihrt: Die Beklagte habe den Uberpriifungsantrag nach § 44 SGB X zu
Recht abgelehnt, weil die "Anpassungsbescheide" zum DbA des Berechtigten rechtmaRig
seien. Der DbA sei zutreffend unter Anwendung des "Abschlagfaktors" fir das Beitrittsgebiet
geleistet worden. Das BVerfG habe in seinem Urteil vom 14.3.2000 (71 BvR 284/96
ua - BVerfGE 102, 41 = SozR 3-3100 § 84a Nr 3) § 84a BVG lediglich hinsichtlich originarer
Grundrenten fir Kriegsopfer ab 1.1.1999 fir nichtig erklart. Deshalb sei diese Vorschrift
weiterhin auf alle Versorgungsberechtigten anzuwenden, die am 18.5.1990 ihren Wohnsitz im
Beitrittsgebiet gehabt hatten, also aufgrund der Verweisungsvorschrift des § 2 Abs 1 DbAG
auch auf den DbA. Das Gesetz zur Anderung von Vorschriften des Sozialen
Entschadigungsrechts und des Gesetzes Uber einen Ausgleich fiir Dienstbeschadigungen im
Beitrittsgebiet (SER/DbAG-AndG) vom 19.6.2006 (BGBI | 1305) stelle insoweit lediglich die
ohnehin geltende Rechtslage klar. Die Gewahrung des DbA nur in HOhe einer abgesenkten

Grundrente gemaR § 84a BVG sei nach wie vor verfassungsgemal.

Der Berechtigte hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt. Er riigt die Verletzung von
§ 2 Abs 1 DbAG: Er habe einen Anspruch auf einen DbA in Hohe der Grundrente nach § 31
BVG ohne Abschlage fur Berechtigte im Beitrittsgebiet nach § 84a BVG. Denn das BVerfG
habe § 84a BVG mit Urteil vom 14.3.2000 (7 BvR 284/06 ua - BVerfGE 102, 41 = SozR 3-2100
§ 84a Nr 3) ab dem 1.1.1999 uneingeschrankt fur nichtig erklart, womit die Nichtgeltung dieser
Norm endgultig und irreparabel feststehe. Die einmal fir nichtig erklarte Norm kdnne nicht
wieder aufleben und sei auch keiner rickwirkenden Klarstellung zuganglich. Die zum 1.1.1999
durch das SER/DbAG-AndG vom 19.6.2006 erfolgte Neufassung des § 84a BVG und des § 2
Abs 1 S1 DbAG enthalte eine unzuldssige echte Rlckwirkung von Rechtsfolgen und sei
verfassungswidrig. Eine vom BVerfG anerkannte Fallgruppe flir eine zuldssige belastende
Rickwirkung liege nicht vor, insbesondere keine unklare oder verworrene Rechtslage. Die
Gewahrung eines DbA lediglich in Hohe einer abgesenkten Grundrente sei darliber hinaus
wegen eines Verstolles gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art3 Abs1 GG
verfassungswidrig. Die Funktion des DbA stimme mit derjenigen der Beschadigtengrundrente
fur Kriegsopfer Uberein, sodass eine dauerhafte Ungleichbehandlung der Bezieher einer
Beschadigtengrundrente nach § 31 Abs1 S 1 BVG in Ost und West Uber den 31.12.1998
hinaus nicht gerechtfertigt sei. Beide Leistungen dienten Uberwiegend dem Ausgleich eines

immateriellen Schadens, der unabhangig vom jeweiligen Wohnort bestehe.
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Mit Beschluss vom 5.6.2007 - B 4 RS 1/07 R - hat der ehemalige 4. Senat des BSG das Ver-
fahren gemafR Art 100 Abs 1 GG ausgesetzt und dem BVerfG die Frage zur Entscheidung vor-
gelegt, ob § 2 Abs 1 S 1 DbAG idF vom 19.6.2006 (BGBI | 1305) insofern mit den rechtsstaatli-
chen Geboten der Normenklarheit und Justiziabilitdt vereinbar sei, als sich mittels der Verwei-
sung in § 84a S 1 BVG idF vom 19.6.2006 (BGBI | 1305) der monatliche Wert des DbA aus den
MaRgaben des Einigungsvertrages (EinigVtr) in Anlage | Kapitel VIII Sachgebiet K Abschnitt IlI
Nr 1 Buchst a Abs 1 S 1 (Regelung 4) und Abs 2 bestimmt. Auf die Anfrage der Berichterstatte-
rin des BVerfG vom 20.2.2009, ob an dem Vorlagebeschluss festgehalten werde, hat der erken-
nende Senat mit Beschluss vom 7.9.2010 - B 5 RS 12/09 R - entschieden, die Vorlage aufrecht-
zuerhalten und hat das Verfahren erneut gemaf Art 100 Abs 1 GG ausgesetzt.

Die Beklagte hat mit Bescheiden vom 1.9.2008 und 30.3.2011 den DbA des Berechtigten zum
1.7.2007, 1.7.2008 bzw zum 1.7.2009 unter Anwendung des "Umrechnungsfaktors im Beitritts-
gebiet" auf 70 Euro, 71 Euro bzw 73 Euro festgesetzt. Mit weiterem Bescheid vom 3.11.2011
hat sie den Betrag zum 1.7.2011 auf 83 Euro erhoht.

Das BVerfG hat mit Beschluss vom 4.6.2012 - 2 BvL 9/08 ua - BVerfGE 131, 88 - die Vorlagen

fur unzuldssig erklart.

Die Klagerin hat in der mundlichen Verhandlung vom 23.10.2013 die Klage zurickgenommen,

soweit Zeitrdume ab dem 1.7.2007 betroffen sind.

Die Klagerin beantragt,
das Urteil des Landessozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 16. August 2006
aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen den Gerichtsbescheid des

Sozialgerichts Stralsund vom 22. Februar 2005 zurtickzuweisen.

Die Beklagte beantragt nach ihrem schriftsatzlichen Vorbringen,

die Revision zurtickzuweisen.

Sie halt die angegriffene Entscheidung fur zutreffend.

Die zuldssige Revision ist nicht begriindet.

Zu Recht hat das LSG den Gerichtsbescheid des SG vom 22.2.2005 aufgehoben und die kom-
binierte Anfechtungs-, Verpflichtungs- und unechte Leistungsklage (§ 54 Abs 1 S 1 und Abs 4
SGG) abgewiesen. Die Bescheide der Beklagten sind rechtmaRig. Der Klagerin steht als Son-
derrechtsnachfolgerin (§ 56 Abs 1 S 1 Nr 1 SGB ) des Berechtigten kein Anspruch auf einen
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DbA in Héhe der Grundrente "West" ohne Berlicksichtigung eines Umrechnungsfaktors fiir das
Beitrittsgebiet im Zeitraum vom 1.1.2000 bis 30.6.2007 zu.

A. Gegenstand des revisionsgerichtlichen Verfahrens sind lediglich der Bescheid vom
25.2.2004 und der Widerspruchsbescheid vom 25.6.2004, soweit sie die Aufhebung der
Regelungen zur Hohe des DbA in den Bescheiden vom 24.11.1999, 11.8.2000, 16.10.2001,
11.9.2002 und 8.8.2003 fiir den vorgenannten Zeitraum betreffen. Mit Wirkung ab 1.7.2007 ist
der Bescheid vom 25.2.2004 durch den Bescheid vom 1.9.2008 teilweise ersetzt worden.
Insofern hat namlich die Beklagte neben der im Bescheid vom 1.9.2008 ausdrucklich
verlautbarten Aufhebung des (bestandskraftigen) Bescheides vom 8.8.2003 fir Zeiten ab
1.7.2007 notwendig gleichzeitig fur denselben Zeitraum auch die Ablehnung seiner Aufhebung
im angefochtenen Bescheid vom 25.2.2004 beseitigt. Der Bescheid vom 25.2.2004 beansprucht
seither Geltung nur noch fiir die streitigen Zeiten bis zum 30.6.2007. Der Bescheid vom
1.9.2008 ist nicht Gegenstand des Revisionsverfahrens geworden. Er gilt vielmehr geman
§ 171 SGG als mit der Klage beim SG angefochten, weil er wahrend des anhangigen
Revisionsverfahrens ergangen ist. Zwar war das Revisionsverfahren seinerzeit ausgesetzt.
Durch die Aussetzung eines Verfahrens wird dessen Rechtshangigkeit jedoch nicht beendet
(vgl Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 94 RdNr 4a).

Entsprechendes gilt fur die weiteren wahrend des Revisionsverfahrens ergangenen Bescheide.

1. Die RechtmaRigkeit der angefochtenen Ablehnungsentscheidung ist ausgehend von § 44
Abs 1 S 1 SGB X zu beurteilen, der vorliegend gemaf § 3 S 2 DbAG anwendbar ist. Nach die-
ser Vorschrift ist ein (iS von § 45 Abs 1 SGB X nicht begiinstigender) Verwaltungsakt, auch
nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fir die Vergangenheit zuriickzunehmen,
soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass des Verwaltungsaktes das Recht unrichtig an-
gewandt (1. Alternative) oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als un-
richtig erweist (2. Alternative), und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht
oder Beitrdge zu Unrecht erhoben worden sind. Die Voraussetzungen der ersten Alternative,
um die es hier allein geht, liegen indes nicht vor. Die Beklagte hat bei Erlass der
Anpassungsbescheide vom 24.11.1999, 11.8.2000, 16.10.2001, 11.9.2002 und 8.8.2003 das
Recht nicht unrichtig angewandt. Eine Rechtsgrundlage fir die von der Klagerin begehrte

Gewahrung eines DbA in Hohe der Grundrente "West" hat seinerzeit nicht bestanden.

Bei der Beurteilung der Rechtswidrigkeit des nach § 44 Abs 1 S 1 SGB X zurlickzunehmenden
Bescheides ist auf den Zeitpunkt seines Erlasses bzw die kurz danach erfolgte Bekanntgabe
abzustellen. Spéatere, wenn auch riickwirkende Anderungen der Sach- oder Rechtslage beriih-
ren die im Rahmen des § 44 SGB X erhebliche urspriingliche Rechtswidrigkeit nicht (BSG SozR
3-2600 § 93 Nr3 S 17 mwN; BSG Vorlagebeschluss vom 29.8.2006 - B 13 RJ 47/04 R - Juris
RdNr 46 mwN). Ob und unter welchen Voraussetzungen hiervon Ausnahmen zu machen sind
(vgl BSG aaO RdNr 47 ff), kann im vorliegenden Fall dahinstehen.
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Denn sowohl § 2 Abs 1 S 1 DbAG in seiner zum 1.1.1997 in Kraft getretenen Neufassung durch
Art 6 Nr 3 Buchst a SER/DbAG-AndG vom 19.6.2006 (BGBI | 1305) als auch §2 Abs 1 S 1
DbAG idF vom 11.11.1996 (BGBI | 1674) - jeweils iVm den von ihnen in Bezug genommenen
Vorschriften - haben DbA-Berechtigten lediglich einen Anspruch auf einen DbA in Héhe einer

abgesenkten Grundrente Ost eingeraumt.

2. Nach § 2 Abs 1 S 1 DbAG idF vom 19.6.2006 (BGB/ | 1305) wird der DbA bei einem Korper-
oder Gesundheitsschaden, der nach den Regelungen der Sonderversorgungssysteme zu
einem Anspruch auf eine Dienstbeschadigungsrente gefihrt hat oder fiihren wirde, in Héhe der
Grundrente nach § 31 iVm § 84a S 1 BVG geleistet. § 84a S 1 Halbs 1 BVG in dessen Neufas-
sung durch Art1 des Gesetzes vom 19.6.2006 (BGBII 1305) bestimmt, dass Personen,
die - wie der Berechtigte - am 18.5.1990 und danach ihren Wohnsitz oder gewohnlichen
Aufenthalt in dem in Art 3 des EinigVtr genannten Gebiet hatten, vom 1.1.1991 an Versorgung

nach dem BVG mit dem fiir dieses Gebiet nach dem EinigVtr geltenden MaRRgaben erhalten.

Dieser ordnet in Anlage | Kap VIII Sachgebiet K Abschn Il Nr 1 Buchsta Abs 1 S 1 als Mal3-
gabe fiur das Inkrafttreten von § 31 Abs 1 und 5 BVG im Beitrittsgebiet an, dass die dort in der
jeweils geltenden Fassung genannten DM-Betrage mit dem Vomhundertsatz zu multiplizieren
sind, der sich aus dem jeweiligen Verhaltnis der verfligbaren Standardrente (§ 68 Abs 3
SGB Vi) in dem in Art 3 des Vertrages genannten Gebiet zur verfiigbaren Standardrente, in

dem Gebiet, in dem das BVG schon vor dem Beitritt gegolten hat, ergibt.

Hinsichtlich des Verstandnisses dieser Vorschriften sieht sich der erkennende Senat im Ergeb-
nis mittelbar an die Vorgaben des BVerfG im Beschluss vom 4.6.2012 (2BvL
9/08 ua - BVerfGE 131, 88) gebunden. Hiernach ist nunmehr davon auszugehen, dass sich der
genannten Normenkette ausgehend vom malfigeblichen Verstandnishorizont eines Juristen
mithilfe herkdmmlicher Auslegungsmethoden ausreichende gesetzliche Vorgaben fiir die
Wertbestimmung des DbA entnehmen Ilassen, die inhaltlich den rechtsstaatlichen

Bestimmtheitserfordernissen der Regelungsmaterie gentigen. Im Einzelnen gilt Folgendes:

Der EinigVtr verweist zur Bestimmung eines Anpassungsfaktors Ost dynamisch auf diejenigen
Betrage, die sich auf der Grundlage der jeweiligen Rechtslage im SGB VI jeweils im Verhaltnis

der verfugbaren Standardrenten in den alten Bundeslandern und dem Beitrittsgebiet ergeben.

Fir den Bezugszeitraum 1.1.2000 bis 31.12.2000 galt daher § 68 Abs 3 SGB VI idF vom
10.5.1995 (BGBI I 678), gliltig vom 1.1.1997 bis 31.12.2000. Nach S 4 der Vorschrift ergibt sich
die verfligbare Standardrente, indem die Bruttostandardrente um den durchschnittlichen Bei-
tragsanteil zur Krankenversicherung iS des § 106 Abs 2 SGB VI, den Beitragsanteil zur Pflege-
versicherung und die ohne Beriicksichtigung weiterer Einklinfte durchschnittlich auf sie entfal-

lenden Steuern gemindert wird.
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Die Bruttostandardrente definiert § 68 Abs 3 S 3 SGB VI als Regelaltersrente aus der Renten-
versicherung der Arbeiter und Angestellten mit 45 Entgeltpunkten (EP). Da das SGB VI zwi-
schen EP und zwischen EP (Ost) unterscheidet (vgl § 254b SGB Vi), sind bei der Berechnung
der Bruttostandardrente West EP und bei der Bruttostandardrente Ost EP (Ost) zugrunde zu le-
gen. Von dem sich auf dieser Grundlage ergebenden Betrag ist im Zahler und Nenner des
Bruchs gleichermallen jeweils allein derjenige Beitragsanteil zur Krankenversicherung in Abzug
zu bringen, der sich ausgehend von dem jeweils zum Stichtag 1.1. bundeseinheitlich zu ermit-
telnden durchschnittlichen allgemeinen Beitragssatz aller Krankenkassen auf die Bruttostan-
dardrente flr die Zeit vom 1.7. des jeweiligen Kalenderjahres bis zum 30.6. des Folgejahres er-
gibt (BVerfGE 131, 88, 126 f). Dagegen kommt es auf den sonstigen Inhalt des § 106 Abs 2
SGB VI nicht an (BVerfGE 131, 88, 126 f). Ebenso ist unerheblich, dass der durchschnittliche
allgemeine Beitragssatz der Krankenkassen noch im Jahr 2000 fir die alten und neuen
Bundeslander unterschiedlich hoch festgesetzt worden ist (vgl Bekanntmachung des BMG vom
14.3.2000, BAnz Nr 81/2000 S 8014). Denn die verzégerte Umsetzung des Normbefehls durch
die Exekutive betrifft nicht die inhaltliche Bestimmtheit der Norm, sondern kann sich nur bei de-

ren Anwendung, dh der Berechnung der Standardrenten auswirken.

Des Weiteren ist im Zahler und Nenner des Bruchs jeweils der Beitrag abzuziehen, der sich fur
pflichtversicherte Rentner in der sozialen Pflegeversicherung ergibt. Dieses Ergebnis entspricht
aus der maldgeblichen Sicht des rechtlich Kundigen der typisierten Versicherungsbiografie des
Standardrentners. SchlieBlich ist die Bruttostandardrente West/Ost um den Betrag der Einkom-
mensteuer zu vermindern, der ggf nach Maligabe der Vorschriften des EStG ohne Bertlicksichti-

gung weiterer Einkunfte auf den bei regularem Rentenalter mafigeblichen Ertragsanteil entfallt.

Obwohl der Begriff der verfliigbaren Standardrente in der Zeit vom 1.1.2001 bis 31.12.2001 we-
der in § 68 Abs 3 SGB VI noch in einer anderen Vorschrift dieses Gesetzbuches definiert wird,
ist der geschilderte Berechnungsmodus auf der Grundlage einer "bedeutungserhaltenden Aus-
legung" (BVerfGE 131, 88, 127 f) auch insofern fortzufiihren.

Ab dem 1.1.2002 findet sich der Begriff der verfugbaren Standardrente - vom EinigVtr weiterhin
erfasst und inhaltlich deckungsgleich mit der friheren Definition - in § 154 Abs3 S 1 Nr2
SGB VI. Auch dass diese Vorschrift nicht mehr auf § 106 Abs 2 SGB VI verweist, ist in Erman-
gelung eines erkennbaren gesetzgeberischen Willens, den Begriff der verfiigbaren

Standardrente zu andern, ohne Bedeutung.

Fir Bezugszeiten vom 1.1.2005 bis 30.6.2007 definiert § 154 Abs 3 S 1 Nr 2 SGB VI in der ab
dann geltenden neuen Fassung die verfigbare Standardrente als Regelaltersrente aus der all-
gemeinen Rentenversicherung mit 45 EP ohne Berucksichtigung der auf sie entfallenden Steu-
ern, gemindert um den durchschnittlichen Beitragsanteil zur Krankenversicherung und den Bei-
trag zur Pflegeversicherung. Uber die nunmehr weggefallene Relevanz der Steuerlast hinaus

ergeben sich keine inhaltlichen Anderungen. Das Abstellen auf den "Beitrag" zur
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Pflegeversicherung - statt vorher "Beitragsanteil” - tragt begrifflich und sachlich der vollen
Beitragstragung durch den in der sozialen Pflegeversicherung pflichtversicherten Rentner seit
dem 1.4.2004 Rechnung (§59 Abs1 S 1 SGBXI). Der zum 1.1.2005 in der sozialen
Pflegeversicherung eingeflhrte Beitrag fur Kinderlose bleibt ohne Bedeutung, weil das Modell
des Standardrentners individuelle Gegebenheiten wie die Elterneigenschaft unbericksichtigt
lasst. Dagegen ist zu beachten, dass ab dem 1.7.2005 der "durchschnittliche Beitragsanteil zur
Krankenversicherung" auch den zusatzlichen Beitragsanteil in Hohe von 0,9 vH der

Standardrente mit umfasst.

B.§2 Abs 1 S 1 DbAG iVm § 84a BVG idF des Gesetzes vom 19.6.2006 (BGBI | 1305) andert
nicht rickwirkend zum 1.1.1997 die bis dahin geltende Rechtslage ab, sondern stellt
lediglich - in Reaktion auf die Entscheidungen des friheren 4. Senats des BSG vom 7.7.2005
(B4 RA 58/04 R - SozR 4-8855 § 2 Nr 2) und 20.10.2005 (B 4 RA 13/05 R ua) - die bisherige
Rechtslage klar (vgl auch BT-Drucks 16/754 S 1 = BR-Drucks 39/06 S 2; BT-Drucks 16/1162
S11fzuBNr1).

§ 2 Abs 1 S 1 DbAG iVm § 84a BVG in der oben genannten Fassung bestimmt fir vier Perso-
nengruppen, dass der DbA lediglich in Hohe der abgesenkten Grundrente "Ost" geleistet wird.
Hierzu gehoren zum einen Berechtigte, die am 18.5.1990 und danach unverandert ihnren Wohn-
sitz oder gewohnlichen Aufenthalt im Beitrittsgebiet hatten (§ 84a S 1 Halbs 1 BVG) sowie Be-
rechtigte, die ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt am Stichtag im Beitrittsgebiet hatten
und ihn spéater in die alten Bundeslander verlegt haben (§ 84a S 1 Halbs 2 BVG - sog Umziig-
ler). Zum anderen gilt diese Regelung entsprechend flir Deutsche und deutsche Volkszugeho-
rige aus den in § 1 der Auslandsversorgungsverordnung genannten Staaten, die nach dem
18.5.1990 ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt im Beitrittsgebiet begriindet haben
(§ 84a S 2 BVG - sog Zuziigler und Zuziigler-Umziigler).

Denselben Regelungsgehalt enthielten bereits § 2 Abs 1 S 1 DbAG in seiner alten Fassung (aF)
vom 11.11.1996 (BGBI | 1674) und § 84a BVG idF des EinigVtr vom 31.8.1990 (BGBI I/ 885).

Bereits § 2 Abs 1 S 1 DbAG aF bestimmte, dass der DbA in Hdhe der fir das Beitrittsgebiet gel-
tenden Grundrente nach dem BVG geleistet wird. Mit dem Bezug auf die "Grundrente nach dem
BVG" verweist die Norm auf die Grundrente iS von § 31 BVG. Dagegen ist §2 Abs 1 S 1
DbAG aF entgegen der Auffassung des friheren 4. Senats des BSG (Urteil vom
23.9.2003 - B4 RA 54/02 R - SozR 4-8855 §2 Nr1 RdNr 30 und vom 7.7.2005 - B4 RA
58/04 R - SozR 4-8855 § 2 Nr 2 RdNr 14) keinem Verstandnis dahin zuganglich, dass die
Vorschrift auf die Grundrente in § 31 BVG in der jeweiligen H6he verweist, die fur die im
Beitrittsgebiet berechtigten Kriegsopfer iS des § 1 BVG maligeblich ist. Hierfir geben weder
Wortlaut der Bestimmung noch deren Entstehungsgeschichte etwas her. So verweist § 2 Abs 1
S 1 DbAG aF nicht generell auf das BVG, sondern nur auf die Grundrente nach dem BVG und

bezieht sich damit ausschlielich auf dessen § 31. Dieser gewahrt nicht nur Kriegsopfern eine
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Versorgungsleistung. Vielmehr zahlen zu den Anspruchsberechtigten ua auch Soldaten, die
eine Wehrdienstbeschadigung iS der §§80ff SVG erlitten haben und Beamte und
Polizeivollzugsbeamte, die einen Dienstunfall erlitten haben (§ 35 BeamtVG fiir Bundesbeamte;
§2 BPolBG iVm § 35 BeamtVG fiir Polizeivollzugsbeamte des Bundes). An diesen
Personengruppen und nicht an den Kriegsopfern hat sich der Gesetzgeber bei der Einflihrung
des DbA orientiert. Dessen Ausgestaltung ist an das Unfallfirsorgerecht im Beamten- und
Soldatenrecht angelehnt (BT-Drucks 13/4587, S 9 zu Il und S 12 zu § 2 Abs 1).

Mit dem Bezug auf die Héhe der fir das Beitrittsgebiet geltenden Grundrente nach dem BVG
verweist § 2 Abs 1 S 1 DbAG aF auflerdem auf den EinigVtr. Dieser hat - wie bereits oben dar-
gelegt - bestimmt, dass die Grundrente im Beitrittsgebiet mit einem Anpassungsfaktor Ost be-
rechnet wird. Zu dem von dieser Regelung betroffenen Personenkreis bestimmt der EinigVtr in
Anlage | Kap VIII Sachgebiet K Abschn Ill Nr 1 Buchst| S 1, dass diese Malkgabe flr Berech-
tigte gilt, die am 18.5.1990 ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt im Beitrittsgebiet hat-
ten; S 2 ordnet die entsprechende Geltung fir sog Zuzigler an. Zudem wurde durch Anlage |
Kap VIII Sachgebiet K Abschn Il § 84a aF eingefligt, der zumindest fir "Umzlgler" und "Zuzig-
ler-Umzigler" gilt. Ob die Vorschrift nur diese beiden Personengruppen erfasst (so der friihere
4. Senat im Urteil vom 7.7.2005 - B 4 RA 58/04 R - SozR 4-8855 § 2 Nr 2 RdNr 30 sowie vom
20.10.2005 - B4 RA 27/05 R - BSGE 95, 159 = SozR 4-2600 § 93 Nr 7, RdNr 47 f und der
13. Senat in BSGE 102, 36 = SozR 4-2600 § 93 Nr 12, RdNr 66), oder sich auch auf Personen
erstreckt, die dauerhaft seit dem 18.5.1990 (bzw ab Zuzug nach dem 18.5.1990) im Beitrittsge-
biet wohnen (so wohl der 9. Senat im Urteil vom 10.8.1993 - 9 RV 4/93 - BSGE 73, 41, 42
= SozR 3-3100 § 84a Nr 1 und Beschluss vom 12.12.1995 - 9 BV 113/95 sowie BVerfG Urteil
vom 14.3.2000 - 1 BvR 284/96 ua - BVerfGE 102, 41 - vgl hierzu Anm des 13. Senats aaO
RdNr 65 und 107 sowie BT-Drucks 16/1162, S 11 zu B Nr 1), kann im hier maf3geblichen Zu-
sammenhang dahinstehen. Bei beiden Auslegungsvarianten enthalt das alte Recht - entweder
durch § 84a BVG allein oder in Verbindung mit Anlage | Kap VIII Sachgebiet K Abschn 11l Nr 1
Buchst | des EinigVtr - Regelungen, die fur alle vier betroffenen Personengruppen die Geltung

einer "abgesenkten" Grundrente Ost anordnen.

Das Urteil des BVerfG vom 14.3.2000 (7 BvR 284/96 ua - BVerfGE 102, 41 = SozR 3-3100
§ 84a Nr 3) hat § 84a BVG iVm Anlage | Kap VIII Sachgebiet K Abschn Il Nr 1 Buchst a des
EinigVtr nicht vollstandig mit Wirkung ab 1.1.1999 fir nichtig erklart mit der Folge, dass von
diesem Zeitpunkt an bis zum Erlass des Gesetzes vom 19.6.2006 (BGBI | 1305) keine Regelun-
gen Uber die Festsetzung des DbA nach Maligabe der Grundrente Ost bestanden hatten (so
aber der friihere 4. Senat des BSG, Urteil vom 7.7.2005 - B 4 RA 58/04 R - SozR 4-8855 § 2
Nr 2 RdNr 13, 19 ff) und die Rechtslage riickwirkend neu gestaltet worden ware. Vielmehr er-
fasst die Nichtigerklarung die genannten Vorschriften nur insoweit, als diese die Gewahrung

einer abgesenkten Beschadigtengrundrente fur Kriegsopfer Ost vorsehen.

_ 10 -
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Zwar erklart die Entscheidungsformel, die gemalt § 31 Abs 2 BVerfGG Gesetzeskraft hat
(BVerfGE 69, 92, 103), § 84a BVG iVm den genannten Bestimmungen des EinigVtr hinsichtlich
der Berechnung der Beschadigtengrundrente im Beitrittsgebiet ab 1.1.1999 ohne
Einschrankung fir nichtig. Die Grenzen der Rechtskraft und der Gesetzeskraft bestimmen sich
aber nach dem |Inhalt der Entscheidung (BVerfGE69, 92, 103), sodass die
Entscheidungsgriinde ggf zur Auslegung des Tenors herangezogen werden diirfen bzw missen
(vgl Sturm/Detterbeck in Sachs, GG, 6. Aufl 2011, Art 94 RdNr 12; Pieroth in Jarass/Pieroth,
GG, 12. Aufl 2012, Art 93 RdNr 65; Meyer in von Miinch/Kunig, GG, Bd 2, 6. Aufl 2012, Art 94
RdNr 21). Hingegen sind die fir die Verdffentlichung einer Entscheidung gebildeten Leitsatze,
auf die die Revisionsbegrindung abstellt, zur Bestimmung des Umfangs der Rechts- und
Gesetzeskraft unerheblich. Wird eine Rechtsvorschrift, die auf verschiedene Personengruppen
Anwendung findet, ohne Einschrankung fiur ungultig erklart, wahrend den
Entscheidungsgriinden zu entnehmen ist, dass die VerfassungsmaRigkeit der Rechtsvorschrift
nur hinsichtlich einer bestimmten Personengruppe geprift und verneint worden ist, erfasst die
Nichtigerklarung auch nur diesen Teil des Anwendungsbereichs der Rechtsvorschrift (vgl auch
BVerfGE 69, 92, 104).

So verhdlt es sich hier. Aus den Grinden des Urteils vom 14.3.2000 (7 BvR
284/96 ua - BVerfGE 102, 41, 59 = SozR 3-3100 § 84a Nr 3) ergibt sich eindeutig, dass das
BVerfG die VerfassungsmabRigkeit einer abgesenkten Grundrente Ost unter dem Gesichtspunkt
der Verletzung des Art 3 Abs 1 GG lediglich hinsichtlich der Kriegsopfer geprift und verneint
hat. Dementsprechend erfasst die Nichtigerklarung §84a BVG iVm den genannten
Bestimmungen des EinigVtr nur insoweit, als diese die Gewahrung unterschiedlich hoher
Beschadigtengrundrenten nach § 31 Abs 1 BVG an Kriegsopfer in den alten und neuen
Landern bei gleicher Beschadigung (liber den 31.12.1998 hinaus) regeln. In diesem Sinne hat
auch die 3. Kammer des 1. Senats des BVerfG (Nichtannahmebeschluss vom 7.1.2005 - 1 BvR
286/04 - SozR 4-3100 § 84a Nr 5 - Juris RdNr 3) das Urteil vom 14.3.2000 aaO verstanden
(ebenso 5a. Senat des BSG, Beschluss vom 30.7.2008 - B 5aR 6/08 S - S 6, 13. Senat des
BSG, Urteil vom 13.11.2008 - BSGE 102, 36 = SozR 4-2600 § 93 Nr 12, RdNr 104 ff;
Séchsisches OVG Beschluss vom 2.3.2012 - 2 A 270/10 - Juris RdNr 10).

§2 Abs1 S 1 DbAG aF iVm den von ihm in Bezug genommenen Vorschriften bleibt daher
schon aus diesem Grund von der Nichtigerklarung unberthrt und ist Giber den 31.12.1998 giiltig

gewesen.

C.§2 Abs 1 S 1 DbAG aF iVm den von ihm in Bezug genommenen Vorschriften und § 2 Abs 1
S 1 DbAG iVm § 84a BVG idF vom 19.6.2006 (BGBI | 1305) verstof3en schlieRlich nicht gegen
Art 3 Abs 1 GG.

Art 3 Abs 1 GG gebietet, alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu behandeln. Damit ist dem

Gesetzgeber allerdings nicht jede Differenzierung verwehrt. Er verletzt das Grundrecht aber,
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wenn er bei Regelungen, die verschiedene Personengruppen betreffen, eine Gruppe von Norm-
adressaten im Vergleich zu anderen Normadressaten anders behandelt, obwohl zwischen bei-
den Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die
ungleiche Behandlung rechtfertigen kénnten (vgl BVerfGE 102, 41, 54 = SozR 3-3100 § 84a
Nr 3 - stRspr). Hierbei ist die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers vorliegend besonders weit,
weil es sich um die Bewaltigung der Folgen der Herstellung der Deutschen Einheit handelt (vg/
BVerfGE 95, 143, 155 ff; 104, 126, 147; 107, 218, 245 f mwN) und es zudem um die steuerfi-
nanzierte Gewahrung von Leistungen geht (vgl BVerfG Kammerbeschluss vom
7.1.2005 - 1 BvR 286/04 - SozR 4-3100 § 84a Nr 5 RdNr 12 mwN).

Der Berechtigte wird gegentiber allen Versorgungsempfangern benachteiligt, die zum Stichtag
18.5.1990 ihren Wohnsitz in den alten Bundeslandern hatten (dazu 1.). AulRerdem wird er
schlechter behandelt als diejenigen, die zu dem von § 84a S 3 BVG idF vom 19.6.2006 (BGBI/ |
1305) begiinstigten Personenkreis gehdren und eine Versorgung auf "West-Niveau" erhalten
(dazu 2.).

Die Ungleichbehandlung ist aber hinreichend gerechtfertigt.

1. Zum einen ist es iS von Art 3 Abs 1 GG sachlich gerechtfertigt, den DbA an die Hohe der
Grundrente zu koppeln. Der DbA ist an die Stelle der Dienstbeschadigungsteilrente getreten,
die Anspruchsberechtigten aus einem Sonderversorgungssystem nach der Anlage 2 des AAUG
gewahrt wurde. Zu den Berechtigten gehoérten ua Angehdrige der NVA (Anlage 2 Nr 1 des
AAUG). Die Dienstbeschadigungsrenten aus deren Sonderversorgungssystem dienten dem
Ausgleich der Folgen einer Dienstbeschadigung nach dem Ausscheiden aus dem Dienst. Sie
hatten damit den gleichen sachlichen und persdnlichen Grund wie im Bundesrecht die
Soldatenversorgung aufgrund einer Wehrdienstbeschadigung iS der §§ 80 ff SVG. Soldaten
erhalten als Ausgleich fir eine erlittene Wehrdienstbeschadigung aber ebenfalls eine
Versorgungsleistung in Hohe der Grundrente (vgl auch BSG SozR 4-8855 § 2 Nr 1 RdNr 23 ff).

Zum anderen ist es unter dem Gesichtspunkt von Art 3 Abs 1 GG nicht zu beanstanden, dass

der DbA lediglich in Hohe der abgesenkten Grundrente Ost gewahrt wird.

Das BVerfG hat bereits entschieden, dass das vom Gesetzgeber gewahlte Angleichungskon-
zept West-Ost verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden ist (BVerfGE 102, 41, 55 = SozR
3-3100 § 84a Nr 3 S 19). Nach dieser Entscheidung ist es unter dem Gesichtspunkt des Art 3
Abs 1 GG nicht sachwidrig, die Hohe der im Beitrittsgebiet geltenden Grundrente iS von § 31
Abs 1 BVG trotz ihrer besonderen immateriellen Komponente (BVerfGE 102, 41, 59 = SozR
3-3100 § 84a Nr 3 S 21; BVerfG Kammerbeschluss vom 16.3.2011 - 1 BvR 591/08, 1 BvR
593/08 - Juris RdNr 44) an die Entwicklung der Standardrenten in den alten und neuen Bundes-
landern zu knipfen und damit unter Berlicksichtigung der wirtschaftlichen Unterschiede in West
und Ost zu bestimmen (vgl BVerfGE 102, 41, 55 = SozR 3-3100 § 84a Nr 3 S 19). Denn der
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Grundrente iS von § 31 Abs 1 BVG kommt eine einheitliche Entschadigungsfunktion zu, deren
immaterielle Komponente von der materiellen Komponente nicht zu trennen ist (vg/ BVerfG
Kammerbeschluss vom 16.3.2011 -1 BvR 591/08, 1 BvR 593/08 - SGb 2011, 702, 707;
BVerfGE 102, 41, 61 = SozR 3-3100 § 84a Nr3 S 23; BSG Urteil vom 24.5.2012 -B9V
2/11 R - BSGE 111, 79 = SozR 4-3520 § 7 Nr 1, RdNr 29). Dies gilt gleichermalien fir den
DbA, der ebenso wie die Grundrente iS von § 31 Abs 1 BVG nicht nur Ersatz fir den
materiellen, sondern auch fir den immateriellen Schaden gewahrt (vgl BT-Drucks 13/4587
S 12).

Da der Grund der Ungleichbehandlung fir Dienstbeschadigungsausgleichsberechtigte im Ver-
haltnis zu Versorgungsempfangern, die am Stichtag 18.5.1990 ihren Wohnsitz in den alten Bun-
deslandern hatten, die wirtschaftlichen Unterschiede in West und Ost sind, ist die Ungleichbe-

handlung grundsatzlich so lange gerechtfertigt, wie diese Unterschiede bestehen.

Im hier maRgeblichen Zeitraum Januar 2000 bis Juni 2007 waren die wirtschaftlichen
Verhaltnisse in den alten und neuen Bundeslandern noch unterschiedlich (vgl auch BVerfG
Kammerbeschluss vom 9.8.2000 - 1 BvR 514/00 - Juris RdNr 8; BVerfG Beschluss vom
12.2.2003 -2 BvL 3/00 - BVerfGE 107, 218, 248 ff, 250; BVerfG Kammerbeschluss vom
7.1.2005 -1BvR 286/04- SozR 4-3100 §84a Nr5 RdNr16;, BSG Urteil vom
13.11.2008 - B 13 R 129/08 R - BSGE 102, 36 = SozR 4-2600 § 93 Nr 12, RdNr 82).

Nach der Veréffentlichung des Statistischen Bundesamts "20 Jahre Deutsche Einheit - Wunsch
oder Wirklichkeit" aus dem Jahr 2010 haben sich die wirtschaftsstrukturellen Unterschiede zwi-
schen Ost und West zwar mehr und mehr angeglichen (S 32). Ausweislich der verdffentlichten
Einzelaufstellungen kann jedoch im hier streitigen Zeitraum nicht von einheitlichen wirtschaftli-
chen Verhaltnissen ausgegangen werden. So hat etwa das Verdienstniveau in den neuen Lan-
dern im Vergleich zum friheren Bundesgebiet noch im Jahr 2009 bei lediglich 75,5 % des
Westniveaus gelegen (S 48) und das verfligbare Einkommen der privaten Haushalte noch im
Jahr 2008 im friheren Bundesgebiet 19 838 Euro betragen, wahrend es sich in den neuen
Landern einschlieBlich Berlin lediglich auf 15 536 Euro belaufen hat (S 52; siehe auch die Daten
zur  Erwerbslosigkeit -S45-, zu  staatlichen  Transferleistungen -S56f- und

Konsumausgaben - S 58).

Dieses Bild findet seine Entsprechung in der Situation der Standardrenten in den neuen und
alten Landern. Nach dem Rentenversicherungsbericht 2008 der Bundesregierung (BT-Drucks
16/11060, S 40) betrug der Verhaltniswert des aktuellen Rentenwerts in den neuen zu dem in
den alten Landern an den Stichtagen 1.7.2007, 1.7.2008 und 1.7.2009 jeweils 87,9 %.

Die wirtschaftlichen Unterschiede in Ost und West sind im hier maf3geblichen Zusammenhang

fur den streitigen Zeitraum auch unter Berlicksichtigung des Urteils des BVerfG vom 14.3.2000

. _ 13 -
JLaw — Gesetze und Urteile R
JLaw Avallable on the
Bl Kostenlos (mobile App) > Google'play App Store
W Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — flr Android JLaw — flr iOS

znydsad HYIN JF B §§ Yoru Yuequaje S[e purs SUN[UIIESS[I9)1() Iop 2], YONY STOMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

52

53

54

55

56

Matthias Prinz

Rechtsanwalt www.prinz.law

-13 -

(1 BVvR 284/96 ua - BVerfGE 102, 41, 55 = SozR 3-3100 § 84a Nr 3 S 18) weiterhin ein taugli-

ches Differenzierungskriterium.

Nach dieser Entscheidung genugt es verfassungsrechtlichen Anforderungen, dass die durch
§ 84a BVG bewirkte Ungleichbehandlung der Kriegsopfer Ost und West nicht auf Dauer ange-
legt und angesichts der damaligen Unterschiede in den Lebensverhaltnissen noch mit einer am
Gerechtigkeitsgedanken orientierten Betrachtung vereinbar gewesen ist. Aufgrund des seit
1997 deutlich verlangsamten Anpassungsprozesses miusse fiir die Kriegsopfer in den neuen
Landern aber damit gerechnet werden, dass sie gleich hohe Renten wie im Westen nicht
erleben wiirden (BVerfGE 102, 41, 58 f = SozR 3-3100 § 84a Nr 3 S 20 f). Damit werde flr sie
die durch § 84a BVG angestrebte Ungleichbehandlung auf Zeit zu einer Ungleichbehandlung
auf Dauer. Dies sei in Bezug auf die Grundrente nach § 31 Abs 1 S 1 BVG aufgrund ihrer
rechtlichen Besonderheit, dh ihrer besonderen immateriellen Komponente vor Art 3 Abs 1 GG,
nicht zu rechtfertigen (BVerfGE 102, 41, 59 = SozR 3-3100 § 84a Nr 3 S 21).

Entsprechende Erwagungen sind auch im Rahmen der Versorgung Dienstbeschadigungsaus-

gleichsberechtigter anzustellen.

Zwar unterscheidet sich diese Personengruppe in einem wesentlichen Punkt von der Personen-
gruppe der Kriegsopfer. Anders als die Dienstbeschadigungsausgleichsberechtigten haben die
Kriegsopfer Ost und West ein "Opfer im gleichen Krieg fiir den gleichen Staat" erbracht, was der
entscheidende Gesichtspunkt fir das BVerfG gewesen ist, eine unterschiedliche Entschadigung
der Kriegsopfer tber den 31.12.1998 hinaus als gleichheitswidrig zu bewerten (BVerfGE 102,
41, 61 = SozR 3-3100 § 84a Nr 3 S 23). Dieser Grund trifft auf die Sonderversorgungsberech-
tigten der NVA, der Deutschen Volkspolizei und die Gbrigen in Anlage 2 des AAUG genannten

Berechtigten nicht zu.

Allerdings sind auch sie im Dienst fUr eine staatliche Gemeinschaft in ihrer korperlichen Integri-
tat verletzt worden, wofur ihnen durch ein Bundesgesetz eine Entschadigung gewahrt wird, der
ebenfalls eine immaterielle Komponente zukommt (BT-Drucks 13/4587, S 12). Dementspre-
chend darf auch fur die Gruppe der Dienstbeschadigungsausgleichsberechtigten die nur auf

Zeit angestrebte Ungleichbehandlung nicht zu einer Ungleichbehandlung auf Dauer werden.

Diese Gefahr ist jedoch nicht gegeben. Zum einen handelt es sich bei der Gruppe der Dienstbe-
schadigungsausgleichsberechtigten anders als bei der Gruppe der Kriegsopfer nicht durchweg
um hoch betagte Menschen. Die Klager der beim Senat anhangigen Verfahren sind vielmehr
zwischen 1930 und 1952 geboren. Zum anderen erhalten sie seit dem 1.7.2011 eine
ungekulrzte Versorgungsleistung. GemaR § 84a BVG idF durch Art 1 Nr 30 des Gesetzes zur
Anderung des BVG und anderer Vorschriften vom 20.6.2011 (BGBI | 1114) ist die MaRgabe
nach Anlage | Kap VIII Sachgebiet K Abschn lll Nr 1 Buchsta iVm Art3 des EinigVir vom
31.8.1990 (BGBI Il 885, 1067) seit dem 1.7.2011 nicht mehr anzuwenden. Dementsprechend
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wurde durch Art 6 Abs 1 dieses Gesetzes auch der in § 2 Abs 1 DbAG enthaltene Verweis auf
§ 84a BVG gestrichen.

Dass der Gesetzgeber aus verfassungsrechtlichen Griinden gehalten gewesen ware, diese ge-
setzliche Anderung bereits zu einem friiheren Zeitpunkt vorzunehmen, ist angesichts seines be-
sonders weiten Gestaltungsspielraums im Zusammenhang mit der Bewaltigung der Folgen der
Wiederherstellung der Deutschen Einheit und der steuerfinanzierten Gewahrung von
Leistungen (vgl BVerfG Kammerbeschluss vom 7.1.2005 - 1 BvR 286/04 - SozR 4-3100 § 84a
Nr 5 - RdNr 12 mwN) nicht ersichtlich.

2. Die Ungleichbehandlung der Dienstbeschadigungsausgleichsberechtigten mit den von § 84a
S 3 BVG idF vom 19.6.2006 (BGBI | 1305) beglnstigten Personenkreisen, die eine Versorgung

auf "Westniveau" erhalten, ist ebenfalls gerechtfertigt.

Zu den von der Norm beglinstigten Personengruppen gehéren neben den Kriegsopfern iS von
§ 1 BVG, mit denen die Dienstbeschadigungsausgleichsberechtigten aus den unter 1. dargeleg-
ten Griinden nicht vergleichbar sind, die Opfer des SED-Regimes (vgl hierzu BR-Drucks 322/00
S 13 zu Art 6). Zwischen diesen und der Gruppe der Dienstbeschadigungsausgleichsberechtig-
ten bestehen ebenfalls Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht, dass ihre ungleiche
Behandlung gerechtfertigt ist. Bei letzteren handelt es sich nicht um Opfer des Regimes, son-
dern um ehemalige Staatsbedienstete der DDR, die fiir ihren Staat ein Sonderopfer erbracht

haben.

D. Mit seiner Entscheidung weicht der Senat zwar von den Urteilen des friheren 4. Senats vom
23.9.2003 (B 4 RA 54/02 R - SozR 4-8855 § 2 Nr 1) und vom 7.7.2005 (B 4 RA 58/04 R - SozR
4-8855 § 2 Nr 2) ab. Er kann gleichwohl ohne Entscheidung des Grof3en Senats des BSG den
vorliegenden Rechtsstreit selbst abschlieRend entscheiden. Eine zur Anrufung des GroRRen Se-
nats nach § 41 Abs 2 SGG zwingende Divergenzvorlage besteht nicht mehr, weil der erken-
nende Senat nach dem Geschéftsverteilungsplan des BSG seit dem 1.1.2010 fur Streitigkeiten
aufgrund § 3 S 1 DbAG ausschlief3lich zustandig ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Abs 1 und 4 SGG.

JLaw — Gesetze und Urteile e Available on the
E?)steg(l)%sG (mobile App) r Google play D App Store
er esetze JLaw — fiir Android JLaw — fiir iOS

Uber 100.000 Urteile

1znyosa8 HYIN ‘JF LY §§ YorU Yuequaje(] S[e purs SUN[UItesS[12)1() I9p J[I], YONY :SIOMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

